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Von Ulrich Voskamp und Volker Wittke. Nokia Bo-
chum, Siemens Kamp-Lintfort, Motorola Flensburg: 
In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre galten diese 
Standorte als Erfolgsfälle industriellen Struktur-
wandels in Regionen, deren Entwicklung allzu sehr 
von alten Industrien und deren Krisen geprägt war.  
Heute stellt sich die Situation dramatisch anders dar. 
Die Erwartung, mit der Förderung der „Zukunfts-
branche“ Mobilfunk dauerhaft Arbeitsplätze im in-
dustriellen Sektor sichern zu können, erweist sich 
als nicht sehr nachhaltig. 2006 wickelte BenQ die 
Siemens-Handysparte ab, 2007 schloss Motorola 
die Fertigung in Flensburg, und Mitte 2008 will 
Nokia die Fertigung in Bochum beenden. Mit der 
Handyproduktion in Deutschland ist es dann vorbei, 
und auch in anderen Hochlohnländern (vor allem 
Schweden, Finnland, Frankreich und Großbritannien 
sowie den USA) sind die Fertigungskapazitäten ero-
diert. Hintergrund dieser Entwicklung sind radikal 
zugespitzte Veränderungen der globalen Innova-
tions- und Produktionsnetzwerke dieser Branche. 

Strukturveränderungen seit der
Jahrhundertwende

Der Handy-Boom begann in den 1990er Jahren: In 
kurzer Zeit entwickelte sich die Herstellung von Mo-
biltelefonen zu einem neuen Feld industrieller Mas-

senproduktion. Wurden im Jahr 1995 weltweit knapp 
50 Millionen Handys produziert, davon erst 10 Mil-
lionen in Digitaltechnik, hatte sich das Produktions-
volumen bis 2000 um mehr als das achtfache auf 
über 400 Millionen gesteigert (vgl. Schaubild 1, S. 2). 
Die führenden Hersteller Motorola, Nokia, Ericsson 
und – mit deutlichem Abstand – Siemens kamen 
zunächst aus Europa und den USA, und die Ferti-
gungen befanden sich überwiegend an Hochlohn-
standorten. Nach der Jahrhundertwende hat sich 
die Zahl der weltweit produzierten Mobiltelefone 
dann noch einmal mehr als verdoppelt – von 430 
Mio. Stück im Jahr 2002 auf rund 1,1 Mrd. Stück im 
Jahr 2007. 

Diese zweite Expansionsphase war mit einem weit 
reichenden Wandel des Produktions- und Innova-
tionsmodells der Branche verbunden. Betroffen 
waren die strategischen Zielgrößen der Fertigung, 
die inner- wie zwischenbetrieblichen Organisa-
tionsstrukturen und schließlich die Lokalisierung 
der Produktionskapazitäten. 

Strategische Zielgrößen der Fertigung: Die Hersteller 
konnten die starke Expansion des Fertigungsvo-
lumens nur sehr begrenzt zur Realisierung von 
„economies of scale“ – sinkenden Fertigungskosten 
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durch höhere Stückzahlen – nutzen, 
trotz eines hohen Konzentrations-
grads der Branche, in der die fünf 
größten Unternehmen 2007 einen 
Anteil von über 80 Prozent am Welt-
markt hatten. 

Verantwortlich für die fehlenden Ska-
leneffekte waren die herrschenden 
Marktstrategien. Diese setzten auf 
eine hohe Modell- und Varianten-
vielfalt, auf immer neue Funktionen 
und modische Vielfalt im „look and 
feel“ der Geräte. Für die Handy-Her-
stellung waren die Folgen fast schon 
paradox: Die steigenden Absatz-
zahlen gingen mit einer derart star-
ken Ausdifferenzierung des Produkt-
spektrums einher, dass die pro Gerät 
gefertigten Stückzahlen im Durch-
schnitt sanken. Gleichzeitig verkürz-
ten sich die Produktlaufzeiten. Zudem 

Fortsetzung von S. 1

veränderten die Abnehmer, vor allem 
die Netzbetreiber, ihre Bestellpolitik: 
Sie disponierten sehr viel kurzfristiger, 
folglich sanken die Auftragsgrößen 
und damit auch die Losgrößen in 
der Fertigung drastisch. Damit ent-
wickelten sich die rasche Einführung 
neuer Produkte und eine hohe Flexi-
bilität zu zentralen Zielgrößen der 
Handy-Fertigung. 

Organisationsstrukturen: Die großen 
Markenhersteller haben in den letz-
ten fünf Jahren ihre Fertigungs- 
und Entwicklungstiefe deutlich redu-
ziert. Im Gegenzug haben Zulieferer 
wachsende Teile der Handy-Produk-
tion übernommen. Dabei spielt Kon-
traktfertigung eine Rolle, die aber 
deutlich schwächer ausgeprägt ist 
als in der PC-Industrie. Die Mehr-
zahl der großen Endhersteller stellt 
Handys überwiegend „inhouse“ her. 
An Bedeutung gewonnen haben vor 
allem Systemzulieferer, die – ähn-
lich wie in der Automobilindustrie 
– über Kompetenzen in der Entwick-
lung, Fertigung und Montage kom-
plexer produktspezifi scher Kompo-
nenten verfügen. Innerhalb kurzer 
Zeit haben sie sich von Teilefertigern 
zu Integratoren entwickelt, bei denen 
sich ein Gutteil der Komplexität, 
Varianz und Unsicherheit der Handy-
Produktion niederschlägt. Die Folge: 
Die Produktions- und Innovations-
netzwerke der Handy-Branche sind 
deutlich komplexer geworden, und 
die Endhersteller selbst bilden mit 
ihren Aktivitäten einen kleiner wer-

denden Ausschnitt der Wertschöp-
fungskette ab. 

Lokalisierung: Hatten die Hersteller 
ihre Produktionskapazitäten in der 
ersten Expansionsphase der Branche 
vor allem an Hochlohnstandorten 
errichtet, bauten sie danach neue 
Kapazitäten ganz überwiegend in 
Niedriglohnländern auf – bevorzugt 
in China, Brasilien und in jüngster Zeit 
in Indien, Nokia zudem in Ungarn. Die 
wichtigsten Zulieferer sind ihnen in 
diese Länder gefolgt. Auch die Kon-
traktfertiger expandierten in Mittel-
osteuropa, China und Lateinamerika.

Bei der Standortwahl der Markenher-
steller sind verschiedene Motive im 
Spiel. Das Ziel der Markterschließung 
spielte zweifellos eine wichtige Rolle, 
vor allem bei Engagements in großen 
neuen Märkten (China, Brasilien, In-
dien). Zugleich geht es ihnen um 
Kostensenkung. Für die Prozessge-
staltung maßgeblich sind außerdem 
die zunehmenden Flexibilitätsanfor-
derungen. Fertigungen an Niedrig-
lohnstandorten – bei Endherstellern 
wie Zulieferern – sind typischerweise 
nicht vergleichbar hoch automa-
tisiert wie an der „home base“. Flexi-
bilitätsanforderungen, die sich aus 
ausdifferenzierten Produktspektren, 
sinkenden Auftragsgrößen und sai-
sonalen Nachfrageschwankungen er-
geben, werden in China und an-
dernorts mit weit größeren Anteilen 
manueller Arbeit und hohen Anteilen 
unsteter Beschäftigung abgefedert. 
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Schaubild 1: Weltmarkt für Mobiltelefone 1991 bis 2007 (in Mio. Stück)

(Quelle: Dataquest, Häikiö 2002)
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Die Logik der Standortwahl hat sich 
in den letzten Jahren deutlich ver-
schoben. Hatten die Firmen dort 
zunächst vor allem zusätzliche Fer-
tigungskapazitäten für die neuen 
Märkte aufgebaut, erweiterten sie 
in den letzten fünf Jahren diese Ka-
pazitäten über den regionalen Bedarf 
hinaus. Märkte und Produktionsstand-
orte wurden somit global zunehmend 
entkoppelt. Am deulichsten ist das in 
China: Die Produktion dort, die ganz 
überwiegend in den Händen aus-
ländischer Hersteller liegt, hat sich 
zwischen 2001 und 2007 mehr als 
versiebenfacht und China zum welt-
weit bedeutensten Produktionsstand-
ort für Handys werden lassen. Dabei ist 
die Exportquote der dort gefertigten 
Geräte im selben Zeitraum kontinuier-
lich gestiegen – von unter 50 Prozent 
auf 70 Prozent (vgl. Schaubild 2).

Für Produktion und Beschäftigung an 
den Ursprungsstandorten der Han-
dy-Branche sind die Effekte des zu-
nehmenden „Offshoring“ einschnei-
dend. In den letzten Jahren haben die 
großen Hersteller etliche Fabriken für 
Serienproduktion in den USA, Frank-
reich, Großbritannien und Dänemark 
geschlossen, nur wenige Standorte 
blieben zunächst erhalten. Anders bei 
der Produktentwicklung: Obwohl vor 
allem auch in China Entwicklungs-
kapazitäten aufgebaut wurden, spie-
len Hochlohnstandorte der Hersteller 
bei der Produktentwicklung nach wie 
vor die zentrale Rolle. Entwicklungs- 

und Volumenproduktionsstandorte 
wurden somit in den letzten Jahren 
zunehmend räumlich voneinander 
getrennt. 

Profi lwandel von 
Hochlohnstandorten

Der Rückgang der Serienproduk-
tion in Westeuropa konnte zunächst 
durch einen Profi lwandel der Stand-
orte zum Teil kompensiert werden. 
Die Werke wurden dabei auf markt-
nahe Funktionen ausgerichtet. Zum 
einen verstärkte man die kundennahe 
Konfi guration der Geräte. In der Hard-
ware identische Geräte unterscheiden 
sich je nach Land und Netzbetreiber 
in Software-Ausstattung, Begleitma-
terial und Verpackung. Diesen letzten 
Abschnitt der Herstellung, in dem die 
Handys auftragsbezogen komplet-
tiert, mit der (länder- und kunden-
spezifi sch unterschiedlichen) Software 
ausgestattet und verpackt werden, 
wollten die Hersteller möglichst auch 
dann auf marktnahe Standorte kon-
zentrieren, wenn die restliche Ferti-
gung bereits an Niedriglohnstand-
orten stattfand.  

Zum anderen wurden an Hochlohn-
standorten Funktionen für die Ent-
wicklung und Fertigungseinführung 
neuer Produkte ausgebaut und orga-
nisationsintern aufgewertet. Zwischen 
Erstentwurf und endgültigem Design 
absolviert jedes Handy eine Reihe 
von Durchläufen durch Prototypen- 
und Musterbau, die den Entwicklern 

wichtiges „Feedback“ zum Design und 
zur fertigungstechnischen Machbar-
keit geben. Im anschließenden Hoch-
lauf in der Serienfertigung („Ramp-Up“) 
werden Modifi kationen und Opti-
mierungen des Fertigungsprozesses 
vorgenommen. Für diese Aktivitäten 
bedarf es intensiver Rückkopplun-
gen zwischen Produktentwicklung, 
Prozessentwicklung und Fertigung. 
Von der Qualität dieser Rückkopp-
lungen hängt es ab, wie rasch Fehler 
und Schwachstellen in Produktdesign 
und Fertigungsprozess erkannt und 
beseitigt werden können. Dabei ent-
scheidet sich letztlich auch, ob ein Ent-
wicklungsprojekt den Zeitplan einhält 
und das neue Gerät zum vereinbarten 
Zeitpunkt in hinreichender Qualität 
und Menge lieferbar ist – oder ob es 
diesen Zeitpunkt verfehlt und damit 
das Zeitfenster für hohe Absatzzahlen 
und Gewinnmargen kleiner wird.

Räumliche Nähe zwischen Entwick-
lung und Fertigung fördert die Qua-
lität dieser Rückkopplungen. Gleiches 
gilt für qualifi zierte Beschäftigte in der 
Fertigung, die in der Lage sind, kom-
petent mit den Entwicklern zu kom-
munizieren und Fertigungswissen für 
den Entwicklungsprozess nutzbar zu 
machen. Die Hersteller haben daher 
einen Teil ihrer Hochlohnstandorte zu 
Pilot-Fabriken umprofi liert, in denen 
neben einer Serienfertigung vor allem 
die Innovationsaufgaben eine zentrale 
Rolle spielen. 

Als wir mit unserem Forschungspro-
jekt starteten, war unsere Erwartung, 
dass gerade diese Verbindung von 
Innovations- und Fertigungsfunktio-
nen Chancen für Hochlohnstandorte 
in den globalen Produktions- und In-
novationsnetzwerken eröffnen könn-
te. Und bis vor gut einem Jahr gab es 
in Westeuropa in der Tat noch eine 
Reihe von Standorten, in denen diese 
marktnahen Funktionen und Serien-
fertigung in unterschiedlicher Weise 
gemischt waren: die Werke von Sie-
mens/BenQ in Kamp-Lintfort, von 
Motorola in Flensburg, von Nokia in 
Bochum und in Salo (Finnland). Bis vor 
einem Jahr verfügten auch die System-
zulieferer über Werke an Standorten in 
Deutschland, Schweden und Finnland, 
die in ähnlicher Weise Innovation und 

(Quelle: MII PR China) 

Schaubild 2: Standort China – Handy-Produktion und Export
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Produktion in Pilotfabriken bündelten. 
Dies hat sich nun rasant verändert.

Radikalisierung der 
Standortpolitik und ihre Risiken

Seit 2006 beobachten wir eine Radi-
kalisierung der Standortpolitik. Wo sie 
nicht – wie bei Siemens/BenQ – im 
Bankrott endet, läuft sie darauf hinaus, 
die Volumenproduktion komplett an 
Niedriglohnstandorte zu transferie-
ren. Sony Ericsson betreibt eine ei-
gene Produktion nur noch in China. 
Motorola hat mit dem Standort Flens-
burg 2007 seine letzte Fabrik in Eu-
ropa geschlossen und fertigt seitdem 
ausschließlich in Niedriglohnländern. 
Und Nokia lokalisiert die Volumen-
produktion nach der Schließung des 
Werks Bochum an acht global verteil-
ten Niedriglohnstandorten. In Hoch-
lohnländern bleibt, abgesehen von 
einer kleinen Manufaktur für Luxus-
geräte in England, nur noch die Fabrik 
in Salo/Finnland als Pilotfabrik und
fl exibler Fertigungsstandort für hoch-
preisige Multimedia- und Business-
geräte. Und selbst das ist keineswegs 
ausgemacht. Die Befürchtung bün-
delt sich in der Formel: „erst Bochum, 
dann Salo“. 

Auch Systemzulieferer haben ihre 
Standortpolitik in jüngerer Zeit ra-
dikalisiert. Sie registrieren, dass ihre 
Kunden nach und nach die gesam-
te Serienproduktion an Niedriglohn-
standorte verlagern – und handeln 
ähnlich. So verlegen Hersteller von 
Gehäusen oder Leiterplatten die bis-
her noch in Finnland, Schweden oder 
Deutschland verbliebene Produktion 
komplett in die Nähe der Werke ihrer 
Kunden in Mittelosteuropa oder China, 
oft in denselben „Industriepark“. 

Auf kurze Sicht mag eine radikal 
zugespitzte Standortpolitik die Er-
tragslage der Unternehmen entlasten 
oder hohe Umsatzrenditen noch wei-
ter steigern. Schon mittelfristig aber ist 
sie mit beträchtlichen Risiken verbun-
den. Denn die völlige Verlagerung der 
Serienfertigung untergräbt die Pilot-
funktion von Hochlohnstandorten an 
der Schnittstelle von Innovations- und 
Produktionsprozessen. Sie zerstört die 
eingespielten Praktiken der Verknüp-
fung von Innovation und Produktion, 

zerreißt jenen engen Kooperations-
verbund, der Produkt- und Prozess-
entwicklungen sowie den Produk-
tionsstart neuer Modelle nicht nur 
schneller, sondern auch sicherer 
macht. Die Möglichkeiten hiesiger 
Standorte, als Innovationszentren und 
Pilotfabriken zur Steuerung und Be-
herrschung globaler Netzwerke bei-
zutragen, werden damit zerschlagen. 

Setzt sich diese radikalisierte Ent-
wicklung durch, wird das Profi l von 
Hochlohnstandorten letztlich auf reine 
Entwicklungsaktivitäten schrumpfen. 
Folgeprobleme sind absehbar, denn: 
Auch die Produktentwicklung profi -
tiert von der Nähe zur Serienfertigung 
und von dem dort vorhandenen Wis-
sen. Dieses Wissen ist mit deren Ver-
lagerung zwar nicht schlagartig dahin, 
aber es verliert sich mit der Zeit. Und 
vor allem: Es wird entwertet, weil es 
von den Fortschritten industrieller Fer-
tigungspraktiken abgekoppelt ist und 
sich nicht erneuern kann.

Auch in den Serienfertigungsfabriken 
an Niedriglohnstandorten werden Fol-
gen radikaler räumlicher Entkopplung 
von Produktentwicklung und Fertigung 
dann spürbar: Prozesse werden instabi-
ler, Produktqualitäten schwanken, die 
Lieferfähigkeit wird unsicherer – was 
sich in erhöhten Kosten und Ertrags-
ausfällen niederschlägt. Experten aus 
hiesigen Innovationszentren werden un-
geplant zu Vielfl iegern, die in Feuerwehr-
einsätzen die Probleme in den Fabriken 
beseitigen helfen sollen – und damit von 
ihrer Arbeit an der nächsten Produkt-/ 
Prozessgeneration abgezogen werden. 

Unternehmen könnten versucht sein, 
dieses Dilemma durch eine weitere 
Radikalisierung zu lösen oder ab-
zumildern. Sie könnten versuchen, 
den zerrissenen Zusammenhang 
zwischen den Innovations- und den 
Produktionsfunktionen dadurch zu
kitten, dass die Entwicklung der Fer-
tigung an die Niedriglohnstandorte 
folgt. Das wäre auch deshalb attrak-
tiv, weil Handys entwicklungsintensiv 
sind und Personalkosten dabei stark 
zu Buche schlagen. Allerdings liefe ein 
solcher Weg Gefahr, neue Risiken zu 
erzeugen: Bei einer weit reichenden 
oder gar vollständigen Verlagerung 
der Produktentwicklung würde sich 
diese von den nach wie vor relevan-
ten Zielmärkten in Hochlohnregionen, 
von ihren kulturellen Eigenheiten und 
Präferenzen entfremden. Dies aber 
würde bei derart stark modeabhän-
gigen Konsumgütern fast unweiger-
lich fatale Effekte haben. 

Zudem wird häufi g nicht hinreichend 
bedacht, dass fi rmeninterne Entwick-
lungsaktivitäten typischerweise in re-
gionale Innovationsmilieus eingebun-
den sind, denen sie einen Teil ihrer 
Stärke verdanken. Eine Abkopplung 
von diesem Kontext, der an persön-
liche Beziehungen und sozialräum-
liche Nähe gebunden ist, wäre mit 
einem deutlichen Verlust an Wissen 
und fachlicher Kreativität verbun-
den. Schließlich: Der Verzicht darauf, 
das in regionalen Innovationsmilieus 
sedimentierte Wissen zu pfl egen und 
zu nutzen, mag vertretbar sein in 
reifen Branchen, in denen der techno-
logische Entwicklungspfad bekannt 
und abschätzbar ist und es wesentlich 
um die Verwertung von vorhandenem 
Wissen geht. Wenn aber der Pfad der 
technologischen Entwicklung nicht 
auf Dauer abgesteckt ist, verkörpert 
dieses Wissen Potenziale, die für die 
langfristige Entwicklungs- und Inno-
vationsfähigkeit eines Unternehmens 
von vitaler Bedeutung sein können. 
Kurz: Eine radikal zugespitzte Stand-
ortpolitik könnte teuer erkauft sein, 
weil sie langfristige Entwicklungsres-
sourcen zu verspielen droht. 

Eine gekürzte Version des vorliegenden 
Beitrags ist erschienen im Magazin 
„Mitbestimmung” Nr.3/2008.
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AUS DEN PROJEKTEN

Erste Eindrücke aus SOFI-Forschungsprojekt 

Neue (A)ERA? – Zur Umsetzung des neuen Entgelt-Rahmentarif-
vertrags in der Metall- und Elektroindustrie Niedersachsens

Von Martin Kuhlmann und Hans-
Joachim Sperling. Bei ihrem Ab-
schluss wurden die neuen Tarifabkom-
men zur Entgeltgestaltung (ERA) von 
den Tarifparteien als „größte Tarifre-
form der Nachkriegsgeschichte“ und 
als „Jahrhundertprojekt“ angekündigt. 
Mittlerweile befi nden sie sich in der 
Phase der betrieblichen Umsetzung.

Die ERA-Tarifvereinbarungen zielen im 
Kern auf eine zeitgemäße Neubewer-
tung von Arbeit und Leistung. Diese 
Neubewertung soll einerseits über die 
Anwendung einer einheitlichen, an-
forderungsbezogenen Bewertungssys-
tematik erfolgen, mit der die bisherige 
Trennung von Arbeiter- und Angestell-
tentätigkeiten bei der Eingruppierung 
aufgehoben wird. Andererseits bein-

haltet ERA eine Neuordnung von Ent-
geltgrundsätzen und -methoden. Auf 
der Basis dieser gemeinsamen Linie 
weisen die in den Tarifbezirken abge-
schlossenen Tarifverträge gleichwohl 
erhebliche Unterschiede auf. So erfolgt 
in Niedersachsen die Bewertung nach 
Verfahren der Summarik (und nicht der 
Analytik wie in Baden-Württemberg 
oder Nordrhein-Westfalen). Auf die 
Vereinbarung eines tarifl ichen Richt-
beispielkatalogs wurde verzichtet. Die 
Besitzstandssicherung der individuel-

len Einkommen („Überleitungszulage“ 
für die sogenannten „Überschreiter“) 
erfolgt nur in Niedersachsen tarifdy-
namisch, und der betriebliche Ein-
führungszeitpunkt muss hier zwischen 
den Betriebsparteien einvernehmlich 
geregelt werden.

Die tarifl ich vereinbarte Einführungs-
frist von ERA läuft in Niedersachsen 
noch bis zum Ende des Jahres 2008. 
Schon heute zeichnet sich jedoch 
ab, dass eine Reihe von Betrieben 
ERA erst später einführen wird, was 
auf Antrag und mit Zustimmung der 
Tarifparteien auch möglich ist. Aktu-
ell (Stand März 2008) haben nach 
Angaben der IG Metall Bezirksleitung 
60 Betriebe (von 210 tarifgebunde-
nen Betrieben in Niedersachsen) ERA 

eingeführt – eine Größenord-
nung, die von Niedersachsen-
Metall bestätigt wird. Eine hohe 
Zahl später Einführungen wird 
auch aus anderen Tarifregio-
nen berichtet. Offensichtlich ist 
die ERA-Umsetzung zeitaufwän-
diger und komplizierter als ur-
sprünglich erwartet.

Für eine Bilanzierung ist es ge-
genwärtig noch zu früh, da ERA 
bislang erst in etwa einem Drittel 
der Betriebe eingeführt wurde. 
Hinzu kommt, dass zwei wich-
tige Erhebungsschritte unseres 
von der Hans-Böckler-Stiftung 
geförderten Forschungsprojektes 
zur ERA-Umsetzung (Gruppen-
diskussionen mit Beschäftigten 
und Befragung der Betriebe) 

noch ausstehen. Auf der Basis von bis-
lang 20 vorliegenden Fallstudien und 
den oberhalb der betrieblichen Ebene 
durchgeführten Expertengesprächen 
zeichnen sich gleichwohl bereits ei-
nige Trends der Umsetzungsverläufe 
sowie der Wirkungen von ERA ab.

Mit seinen prozeduralen und substan-
tiellen Regelungen zur Entgeltgestal-
tung gibt ERA einen verbindlichen 
Rahmen vor, der von den betrieblichen 
Parteien gehandhabt und gestaltet 

werden kann und muss. Durchaus strit-
tig ist, ob es sich bei der ERA-Umset-
zung um einen primär tariftechnischen 
Vorgang handelt, oder ob die ERA-Um-
setzung als betriebspolitischer Pro-
zess verstanden wird, der den beteilig-
ten Akteuren Handlungs- und Gestal-
tungsspielräume ermöglicht. Für die 
These, dass es sich bei ERA in erheb-
lichem Maß auch um ein gestaltungs-
offenes betriebspolitisches Projekt 
handelt, spricht der bisherige Befund, 
dass im Einführungsprozess unter-
schiedliche Formen erkennbar sind, die 
sich zu verschiedenen Umsetzungs-
typen verdichten lassen.

Differierende Formen 
der Umsetzung

In einer Reihe von Betrieben erfolgt 
die Einführung des ERA auf der Basis 
eines kooperativen Verständnisses: 
Unternehmensleitung und Betriebs-
rat verstehen die Umsetzung als ge-
meinsame Aufgabe, in die zwar un-
terschiedliche Interessen eingehen, 
bei der es aber keine grundsätzlichen 
Streitigkeiten in der Auslegung und 
Anwendung des Tarifvertrages gibt. In 
diesen Betrieben kann zudem auf ei-
ne längere Tradition betrieblicher Ko-
operation zurückgegriffen werden. Im 
Extremfall eines kooperativ-gemein-
samen Umsetzungstyps bedeutet dies, 
dass der Einführungsprozess sogar 
mit der frühzeitigen Bildung einer 
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gemeinsamen Arbeitsgruppe von 
ERA-Experten beider Seiten einher-
geht, in der die verschiedenen Umset-
zungsschritte gemeinsam erarbeitet 
und entschieden werden. 

Auch bei dem zahlenmäßig häufi ger 
anzutreffenden kooperativ-getrennten 
Umsetzungstyp spielt ein konfl iktpart-
nerschaftliches Grundverständnis eine 
große Rolle. Dieses Grundverständnis 
schließt Konfl ikte in Einzelfragen nicht 
aus und geht von unterschiedlichen 
Interessenlagen aus. Es sieht diese je-
doch eingebettet in ein gemeinsames 
Verständnis. Es wird eine korrekte 
Umsetzung des Tarifvertrages ange-
strebt, „Unruhe in der Belegschaft“ 
sowie innerbetriebliche Konfl ikte sol-
len vermieden werden. Bei diesem 
zweiten Typ arbeiten – der Logik des 
Tarifvertrages folgend – die Experten 
der Unternehmensseite und des Be-
triebsrates jedoch getrennt, bevor es 
zu betrieblichen Verhandlungsrunden 
kommt. Allerdings gibt es auch in Nie-
dersachsen Beispiele für eine konfl ikt-
hafte ERA-Umsetzung, bei der bereits 
der Einführungsprozess strittig ist und 
die Umsetzung durch eine in hohem 
Maße politisierte Auseinandersetzung 
bestimmt wird. Dabei geht es im Kern 
darum, die eigene Verhandlungsposi-
tion zu stärken und sich in der betrieb-
lichen Öffentlichkeit auf Kosten der 
Gegenseite zu profi lieren. In diesen Be-
trieben erfolgen wichtige Festlegun-
gen des Einführungsprozesses sowie
eine größere Zahl von Eingruppie-

rungen typischerweise erst unter Hin-
zuziehung der Tarifvertragsparteien 
oder im Rahmen einer Schlichtung.

Darüber hinaus unterscheiden sich 
die Umsetzungsformen im Hinblick 
auf die Reichweite der Beteiligung 
und das Ausmaß an innerbetrieb-
licher Öffentlichkeit: Expertenzentrier-
ten Einführungsprozessen stehen be-
teiligungsintensive Formen gegenüber. 
Neben Faktoren wie Betriebsgröße, 
Branche, Belegschaftsstruktur und wirt-
schaftliche Situation und der Frage, 
inwieweit die Betriebe durch „Verwer-
fungen“ der Entgeltstrukturen geprägt 
sind, spielen auch der Organisations-
grad der Belegschaft, die Entschei-
dungsfreiräume des lokalen Manage-
ments und die Stärke der Fokussierung 
auf Personalkostensenkung eine nicht 
unerhebliche Rolle.

Als Haupttendenz zumindest der ers-
ten und zweiten Welle von ERA-Ein-
führungen, die besonders früh oder 
im Laufe des Jahres 2007 stattfanden, 
zeichnet sich ab: Sie erfolgten in der 
großen Mehrheit eher kooperativ 
und waren stark an den Regelungen 
des Tarifvertrags orientiert. Wo für die 
Unternehmensleitungen die Begren-
zung von Personalkosten eine gro-
ße Rolle spielte, wurde dieses Ziel 
durch eine Verknüpfung von ERA mit 
Standortsicherungsvereinbarungen er-
reicht. Breite Beteiligungskonzepte 
sind bisher eher die Ausnahme. Es fi n-
den sich aber einige Betriebe mit einem 

Fortsetzung von S. 5

für 2008 geplanten Einführungstermin, 
in denen erweiterte Beteiligungsfor-
men erprobt werden. Eine systema-
tische, fl ächendeckende Einbeziehung 
der Beschäftigten bei der Erstellung 
von Arbeitsplatzbeschreibungen ist 
bisher nur in wenigen Betrieben erfolgt. 
Verbreiteter sind bislang Formen, bei 
denen die Beschäftigten eher fallweise 
aufgefordert wurden, Arbeitsplatzbe-
schreibungen zu überprüfen oder zu 
kommentieren. Gemessen an den nor-
malerweise üblichen Praktiken lässt 
sich bezogen auf ERA insofern zwar 
von einem höheren Maß an Beteiligung 
sprechen. Vor der Folie von vereinzelt
im Vorfeld geäußerten hohen Erwar-
tungen hat bei der ERA-Einführung 
bislang jedoch weder auf der Seite der 
Interessenvertretung noch von Seiten 
des Betriebes ein Beteiligungsschub 
stattgefunden. Der hierfür notwendige 
zeitliche Aufwand, die Komplexität 
der Thematik und letztlich auch das 
bei Eingruppierungsfragen beträchtli-
che Konfl iktpotenzial haben vielfach 
dazu geführt, dass der Einführung-
sprozess bislang eher in den Händen 
einer überschaubaren Gruppe von 
betrieblichen Experten lag.

Auswirkungen auf das Entgelt

Aufgrund der tarifdynamischen Be-
sitzstandsregelung ist für das Tarifge-
biet Niedersachsen zwar sichergestellt, 
dass durch ERA keine individuellen 
Einkommensverluste entstehen und 
sämtliche Beschäftigte auch künftig 
von Entgelterhöhungen profi tieren. 
Auch in den von uns untersuchten 
Betrieben spielt die sogenannte „Über-
schreiter-Frage“ (Beschäftigte, denen 
bei ERA eigentlich ein geringeres Ent-
gelt zustünde – formell: Personen mit 
Überleitungszulage) jedoch eine er-
hebliche Rolle – insbesondere auf-
grund des hiermit verbundenen Ver-
lustes an betrieblicher Anerkennung 
und Wertschätzung der Arbeit. In den 
bisher vorliegenden Fallstudien fällt 
zunächst ein hohes Maß an Differen-
zierung im Hinblick auf die Überschrei-
teranteile auf: Einer großen Zahl von 
Betrieben mit vergleichsweise gerin-
gen Anteilen von maximal 25 Prozent 
stehen einige Betriebe – vor allem 
Großbetriebe – gegenüber, in denen 
über 75 Prozent der Beschäftigten 
eine Überleitungszulage erhalten. Un-
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möglichen die ERA-Regelungen des 
niedersächsischen Tarifvertrages mit 
der Beibehaltung der Entgeltgrund-
sätze Leistungsentgelt (Akkord, Prä-
mie, neu: Zielentgelt) und Zeitentgelt 
eine weitgehende Übernahme beste-
hender Praktiken und erzeugen von 
der Seite der tarifvertraglichen Rege-
lung her wenig Veränderungsdruck. 
Aus Sicht der betrieblichen Umset-
zungsbedingungen spricht ohnehin 
nicht viel für eine Einführung von ERA 
mit zeitgleichen Veränderungen des 
Entgeltsystems: In zeitlicher Hinsicht 
sind die Betriebsparteien bereits mit 
der Neuordnung der Grundentgelte 
mehr als ausgelastet – sowohl vor 

dem Hintergrund der vorhandenen 
Arbeitskapazitäten als auch bezogen 
auf die Beherrschbarkeit der Konfl ikt-
lagen. Angesichts der insgesamt eher 
tarifvertragsorientierten Umsetzung 
von ERA und vergleichsweise geringer 
Bestrebungen der Durchsetzung einer 
betrieblichen Entgeltpolitik, würde 
die Eröffnung einer neuen Arena die 
betrieblichen Aushandlungsprozesse 
zusätzlich belasten. Es bleibt jedoch 
abzuwarten, ob die derzeitige weitge-
hende Übernahme der bestehenden 
Entgeltgrundsätze und Entgeltsystem-
regelungen auf Dauer Bestand hat.

Konfl iktpartnerschaft prägt 
ERA-Umsetzung in Niedersachsen

ERA wurde als ein Projekt der Tarifver-
tragsparteien initiiert und stellt eine 
Herausforderung für das Verhältnis von 
tarifl icher und betrieblicher Ebene dar. 

AUS DEN PROJEKTEN

ter letzteren sind sowohl Betriebe mit 
einem hohen Anteil von Anlerntätig-
keiten als auch Angestelltenbetriebe 
zu fi nden. Flächendeckende Zahlen zu 
den Überschreiteranteilen liegen für 
das Tarifgebiet Niedersachsen nicht 
vor. Es deutet sich jedoch an, dass es 
bisher zu keiner Entgeltabsenkung auf 
breiter Front kommt. Eine Auswertung, 
die sich auf 38 von 60 Betrieben be-
zieht, die ERA bereits umgesetzt haben, 
stellt einen Überschreiteranteil von 44 
Prozent fest, 41 Prozent bekommen ein 
höheres Entgelt („Unterschreiter“).

Während für die betriebliche Situation 
und die Einschätzungen der Beschäf-
tigten der Überschreiteranteil 
eine große Rolle spielt, ist in 
verteilungspolitischer Hinsicht 
die Veränderung der Entgelt-
summe über alle Beschäftigten 
hinweg von besonderem In-
teresse. In unseren Fallstudien 
erreichen nur wenige Betrie-
be die in den Überleitungs-
bestimmungen angenomme-
ne „kostenneutrale“ Erhöhung 
der Entgeltsumme um 2,79 
Prozent, und lediglich in zwei 
der rund 20 Betriebe erhöht 
sich die Entgeltsumme über 
diesen Prozentsatz hinaus. 
Andererseits liegen auch nur 
vier Betriebe bei Steigerungs-
raten von unter einem Pro-
zent – hierbei handelt es sich 
durchweg um Betriebe mit Standort-
sicherungsabkommen. Das Gros der 
Betriebe liegt in einem Korridor von 
einem bis zweieinhalb Prozent.

Auswirkungen auf 
die Entgeltsysteme

Während sich bei der Bezahlung bis-
lang tendenziell eher differenzierende 
Effekte von ERA abzeichnen, ist die 
Ausgestaltung der Entgeltgrundsätze 
und Entgeltsysteme durch Kontinuität 
geprägt. So wurde der Entgeltgrund-
satz „Gehalt“ zwar abgeschafft, und 
sowohl die bisherigen Zeitlöhner als 
auch die Angestellten befi nden sich 
nunmehr im Entgeltgrundsatz „Zeit-
entgelt“. Größere Veränderungen bei 
den Entgeltsystemen – z. B. ein groß-
fl ächiger Übergang vom Leistungslohn 
zum Zeitentgelt – lassen sich bislang 
jedoch nicht beobachten. Letztlich er-

Der bisherige Verlauf der Umsetzung 
hat – soweit sich bislang absehen lässt 
– in den Betrieben in Niedersachsen 
dazu geführt, dass der tarifl iche Ge-
staltungsanspruch von den beteilig-
ten Betriebsakteuren aufgegriffen 
wurde und der Flächentarifvertrag an 
Regulierungskraft gewonnen hat. Den 
betrieblichen Gegebenheiten wurde 
dabei ausdrücklich Rechnung getra-
gen. Dies gilt für beide Seiten: Der 
regionale Arbeitgeberverband Nie-
dersachsen Metall betont zwar die 
Ordnungsfunktion von Tarifverträgen, 
formuliert anders als Südwestmetall 
gegenüber den Betrieben jedoch kei-
nen starken Gestaltungsanspruch. Er 

agiert eher in der Rolle eines 
Dienstleisters, der Informa-
tionen und Beratungen auf 
Nachfrage zur Verfügung 
stellt, ohne als treiben-
der Gestalter aufzutreten. 
Mit diesem Rollenverständ-
nis folgt er nicht nur der 
bisherigen regionalen Tarif-
tradition, sondern entspricht 
auch beim Thema ERA den 
Erwartungen der Betriebe 
– zumal die Konzernzentra-
len niedersächsischer Be-
triebe vielfach in anderen 
Regionen liegen. Die IG Me-
tall ihrerseits stellt den Be-
triebsräten in erheblichem 
Maße Informationen und 
Schulungen zur Verfügung 

– sowohl auf bezirklicher wie auch 
auf lokaler Ebene. Damit liefert auch 
sie praktisches Orientierungswissen 
(was nicht selten auch von Unterneh-
mensvertretern anerkennend regis-
triert wird), ohne dabei eine Hand-
lungshoheit beanpruchen zu wollen 
oder zu können. 

Die ERA-Umsetzung in Niedersach-
sen erfolgt in der großen Mehrheit 
der Betriebe bislang vergleichsweise 
geräuscharm und ist von Varianten 
eines Grundmusters der Konfl iktpart-
nerschaft geprägt. Die Betriebspar-
teien begreifen ERA zwar als betrieb-
liches Projekt, orientieren sich aber 
vergleichsweise eng an den tarif-
vertraglichen Vorgaben. Diese lassen 
ausreichend Spielräume und legen 
gleichzeitig eine kooperative Vor-
gehensweise nahe.
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Das Verfassungsgerichtsurteil vom 20.12.2007 und die Folgen

Nichts mehr im ARGEn bei der „Grundsicherung für Arbeitslose?”

Von Volker Baethge-Kinsky, Peter
Bartelheimer und Alexandra Wagner.
Es gilt als Kernstück der neuen Arbeits-
marktgesetzgebung: Arbeitsuchende 
ohne ausreichenden Anspruch auf Ar-
beitslosengeld als Versicherungsleis-
tung erhalten seit 2005 statt der Hilfe 
zum Lebensunterhalt (vom Sozialamt) 
und der Arbeitslosenhilfe (von den 
Agenturen für Arbeit) eine einheitliche 
steuerfi nanzierte Leistung. Die Höhe 
des „Arbeitslosengelds II“ und seine 
Bezugsbedingungen blieben umstrit-
ten, und „Hartz IV“ wurde zum Inbegriff 
des sozialen Abstiegs in die Prekarität.

Seit dem 20.12.2007 hat die deut-
sche Arbeitsmarktpolitik mit der 
„Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de“ (Sozialgesetzbuch Zweites Buch 
– SGB II) – wie die neue Fürsorge-
leistung korrekt heißt – ein neues 
Problem: Das Bundesverfassungs-
gericht hat die Arbeitsgemeinschaf-
ten (ARGEn), in denen Kommu-
nen und Arbeitsagenturen ihre 
Grundsicherungsaufgaben gemein-
sam wahrnehmen, für nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar erklärt. Da-
mit steht erneut zur Debatte, wie 
Grundsicherung und Vermittlungs-
beratung für Arbeitsuchende orga-
nisiert werden sollen, und welche 
Rolle die Kommunen in der Arbeits-
marktpolitik spielen werden.

Zur Erinnerung: Im Jahr 2003 brach-
ten SPD und Grüne gemeinsam den 
Entwurf zum „Vierten Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt“ in den Bundestag ein. 
Dieser sah für die Durchführung der 
Grundsicherung noch die Bundesa-
gentur für Arbeit als Träger vor. Die 
im Bundesrat dominierende Oppo-
sition hingegen war für die Kom-
munen als Träger. Diese sollten über 
die Gewährung Existenz sichern-
der materieller Leistungen hinaus 
auch die Aufgabe der Vermittlung 
übernehmen.

Der einberufene Vermittlungsaus-
schuss empfahl die Zuständigkeit 
der Kreise und kreisfreien Städte für 
einzelne der Leistungen (u. a. Betreu-
ung von Kindern, Schuldner- und 
Suchtberatung, Leistungen für Un-
terkunft und Heizung). Mit dem Ziel, 
materielle und immaterielle, sozial-
integrative und im engeren Sinne 
arbeitsmarktbezogenen Leistungen 
dennoch „aus einer Hand“ gewähren 
zu können, wurde die Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) aus 
den Arbeitsagenturen und den Kom-
munen vorgesehen und anschließend 
in § 44b SGB II als Regelfall fi xiert. Das 
zum 1.1.2004 in Kraft getretene SGB II 
sah zusätzlich die Erprobung alterna-
tiver Modelle der Aufgabenwahrneh-

mung vor, bei der Kommunen allein 
als Träger der Grundsicherung fun-
gieren („kommunale Option“). In 
einem weiteren Gesetzgebungsver-
fahren wurden schließlich 69 kom-
munale Träger mit der Umsetzung 
des SGB II beauftragt – befristet bis 
zum Jahr 2010 (§ 6a SGB II – „Experi-
mentierklausel“). Zudem wurde die 
wissenschaftliche Evaluation beider 
Formen der Aufgabenwahrnehmung 
gesetzlich verankert (§ 6c SGB II). Ei-
ne Verlängerung dieser kommunalen 
Option bis zum Jahr 2013 ist möglich, 
wenn die wissenschaftliche Evaluation 
bis Ende 2008 noch nicht eindeutig 
gezeigt haben sollte, welche der bei-
den Formen der Aufgabenwahrneh-
mung vorzuziehen ist.

Streit um die Modelle der 
Aufgabenwahrnehmung

Sowohl die gesetzlich vorgenomme-
ne Zersplitterung der Grundsicherung 
in unterschiedliche Organisationsmo-
delle als auch die mit der Zuweisung 
von Leistungspfl ichten verbundenen 
Lasten blieben in der Folgezeit heftig 
umstritten. Schließlich klagten elf 
Kommunen und der Deutsche Land-
kreistag vor dem Verfassungsgericht. 
Der zweite Punkt dieser Beschwerde 
richtete sich gegen das Modell der 
ARGEn – gegen die in § 44b SGB II 
geregelte Pfl icht der Kreise zur Aufga-
benübertragung der Leistungen nach 
dem SGB II auf die Arbeitsgemein-
schaften und die einheitliche Aufga-
benwahrnehmung von kommunalen 
Trägern und Agenturen für Arbeit in 
den Arbeitsgemeinschaften. Dieser 
Beschwerde gab das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil vom 20. 
Dezember 2007 statt.  Es erklärte die 
im SGB II festgelegte Konstruktion der 
ARGEn zu einer mit dem Grundgesetz 
unvereinbaren „Mischverwaltung“.

Schnelle Reaktion von BMAS und 
Bundesagentur für Arbeit

Mit dem Urteil wurde der Gesetzge-
ber förmlich beauftragt, verfassungs-
konforme Formen der Trägerschaft 
zu entwickeln, die an die Stelle der 
derzeit 349 ARGEn treten können. Eine 
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Neuordnung im Bereich des SGB II ist 
damit obligatorisch. Der dafür im Urteil 
gesetzte Termin (Ende 2010) legt es 
eigentlich nahe, mit Muße die Ergeb-
nisse der Hartz IV-Evaluation (insbeson-
dere die der „Experimentierklausel“) 
abzuwarten und auf der Grundlage der 
Ergebnisse der gesamten Evaluationen 
eine überzeugende und sachgerechte 
Gesamtkonzeption zu entwickeln.

Überraschenderweise präsentierten 
jedoch das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales (BMAS) und die Bun-
desagentur für Arbeit (BA) innerhalb
kürzester Zeit Eckpunkte eines Ent-
wurfs für ein „kooperatives Job-Cen-
ter“, das an die Stelle der ARGEn tre-
ten soll: Nach diesem Vorschlag sol-
len die Anliegen von hilfebedürftigen 
Arbeitsuchenden unter dem Dach 
einer gemeinsamen Anlaufstelle von 
den Mitarbeitern des für die jeweili-
gen Leistungen zuständigen Trägers 
(BA, Kommune) bearbeitet werden. 
Wie kooperativ und damit inte-
griert dies wirklich geschieht, dafür 
sind – dies ist der entscheidende 
Unterschied zu den ARGEn – hohe 
Hürden (freiwilligen Kooperations-
vereinbarungen der Träger) bzw. un-
überwindbare Grenzen gesetzt: Ma-
terielle Leistungsansprüche von Hilfe-
bedürftigen werden nunmehr zwin-
gend von unterschiedlichen Stellen 
(BA: z. B. Regelsätze Kommune: Ko-
sten der Unterkunft) bearbeitet und 
münden nicht mehr in einen ein-
heitlichen Bescheid. Für dieses Mo-
dell spricht laut Papier, dass es sich um 
eine urteilskonforme und schnell in 
die Fläche umzusetzende Lösung 
handelt. Möglichen Verunsicherungen 
bei Beschäftigten der ARGEn sowie 
bei den AdressatInnen der Grund-
sicherung würde so vorgebeugt.

Das „kooperative Jobcenter“: 
Wer will es?

Die Reaktionen der (arbeitsmarkt)po-
litischen Akteure (Fraktionen, Gewerk-
schaften, kommunale u. a. Spitzenver-
bände, Länder) auf diesen Vorschlag 
sind uneinheitlich, oftmals zwiespältig. 
Begeisterung gibt es selten. Zustim-
mung zum Vorschlag des „kooperati-
ven Jobcenters“ scheint – wie etwa beim 
Deutschen Städte- und Gemeindebund 
– nicht selten von der Furcht vor ei-

ner Generalrevision von Hartz IV be-
stimmt zu sein. Andere verbinden sie 
mit Forderungen nach der Behebung 
von „Strukturfehlern“ (DGB). Ablehnung 
erfolgt häufi ger durch Akteure, die 
schon in der Vergangenheit vehement 
für die „kommunale Option“ einge-
treten sind (Deutscher Landkreistag). 
Mehrere Akteure (GRÜNE, BAG Integra-
tionsfi rmen) verweisen auf schon jetzt 
in den ARGEn bestehende Konfl ikte 
um Zuständigkeiten und Finanzen, die 
sich unter den neuen Rahmenbedin-
gungen (fehlender Einigungszwang im 
Kooperationsausschuss) noch weiter 
verschärfen könnten.

Klärung benötigt: Wie kommt man
zu integrierten Dienstleistungen?

Sorgsam umschifft wird in der derzei-
tigen Debatte die Frage, wie ar-
beitsmarktpolitische Dienstleistun-
gen möglichst integriert angeboten 
werden können. Dabei könnte das 
Urteil des Verfassungsgerichts auch 
Anlass dazu sein, die Aufgabenteilung 
zwischen Kommunen und Bun-
des-agentur in der Grundsicherung 
generell zu überprüfen – ebenso 
wie die Aufspaltung der Arbeitsver-
waltung in die beiden Rechtskreise 
des SGB III und des SGB II. Letzteres 
wäre der politisch schwierigere, aber  
sachgerechtere Weg: Die Trennung der 
Rechtskreise – dies haben die Evalua-
toren von Hartz I bis III dem Auftragge-
ber ins Stammbuch geschrieben – er-
weist sich als die große „Achillesferse“ 
der Hartz-Gesetzgebung. Zwar ist 
noch kein konkretes und kohärentes 
Organisationsmodell in Sicht. Die mo-
mentane Lösung ist aber keine wirklich 
tragfähige.

Die derzeitige Trennung in sowohl 
zwei Rechts- als auch zwei Finan-
zierungskreise zerlegt die Arbeit der 
öffentlichen Arbeitsverwaltung in eine 
Doppelstruktur von beitragsfi nanzier-
tem System der Arbeitsförderung und 
steuerfi nanziertem System der Grund-
sicherung. Verkompliziert wird diese 
Doppelstruktur durch die im SGB II fest-
gelegte Arbeitsteilung: Sicherung des 
Lebensunterhalts und arbeitsmarktna-
he Dienstleistungen auf der einen Sei-
te (Bund), Kosten der Unterkunft und 
die sozialintegrativen Dienstleistun-
gen auf der anderen Seite (Kommu-

nen). Erschwerend wirken grundle-
gende und bisher unbeantwortete 
Fragen, die sich mit Blick auf die Ver-
sicherungs- und Grundsicherungsleis-
tungen, auf das „Kerngeschäft“ der 
Beratung und Vermittlung Arbeits-
suchender sowie auf qualifzierende 
und Beschäftigung schaffende Maß-
nahmen stellen. Hier rächt sich, dass 
die Geldleistungen und die Dienst-
leistungen der Arbeitsverwaltung in 
den letzten Jahren im toten Winkel der 
Wirkungsforschung lagen. Was gute 
Beratung und Vermittlung wäre und 
wie es um ihre Qualität tatsächlich be-
stellt ist – auf diese Frage bietet die Ar-
beitsmarktforschung bislang kaum 
Antworten: Obwohl das der Hartz-Ge-
setzgebung unterlegte Paradigma der 
„Aktivierung“ ein Interventionspara-
digma ist, hat die Arbeitsmarktfor-
schung die Ebene der Intervention (In-
teraktion) bislang allenfalls gestreift. 
Somit ist noch ungeklärt, was „Ar-
beitsvermittlung als sozialpolitische 
Intervention und soziale Interaktion 
eigentlich ist, wie sie wirkt oder woran 
Vermittlungsbemühungen scheitern“ 
(Knuth und Brussig). Schließlich steht 
auch eine Antwort auf die Frage aus, 
wie die auf der lokalen Ebene beste-
henden arbeitsmarktpolitischen Kom-
petenzen der Kommunen sinnvoll 
eingebunden werden. Für die Klärung 
dieser konzeptionellen Fragen ist es 
allemal Zeit.

Informationen zum Projekt:

Titel: 
Monitor Arbeitsmarktpolitik  – 
ein Projekt zur wissenschaftlichen 
Begleitung der Umsetzung der 
Hartz-Gesetze I bis IV.

Gefördert von der Hans-Böckler-
Stiftung und der Otto-Brenner- 
Stiftung

Laufzeit: (incl. bewilligter 2. 
Phase): 12/2005 bis 3/2009

Projektteam:  
Dr. Peter Bartelheimer (SOFI), 
Dr. Volker Baethge-Kinsky (SOFI), 
Dr. Alexandra Wagner (FIA, Berlin)

Website: www.monitor-
arbeitsmarktpolitik.de
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Neues SOFI-Projekt

Erneuerbare Energien als Motor systembezogener Innovationen 
im deutschen Elektrizitätssektor

Von Rüdiger Mautz und Wolf Ro-
senbaum. Der Anteil „erneuerbarer“ 
Energie an der Stromerzeugung in der 
Bundesrepublik wächst immer schnel-
ler. Welche Folgen ergeben sich hier-
durch für die Energieversorgung in 
Deutschland? Und inwieweit entste-
hen daraus neue systembedingte 
Herausforderungen für den Elektrizi-
tätssektor? Diese Frage steht im Zen-
trum einer neuen, durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft geförderten 
Untersuchung des SOFI. 

Solange die erneuerbaren Energien nur 
einen geringen Beitrag zur Stromer-
zeugung lieferten, blieb die Frage ihrer 

optimalen Integration in das Strom-
system nachrangig. Infolge des be-
schleunigten Wachstums der „Erneuer-
baren“ ändert sich die Situation: Mit 
dem steigenden Anteil dezentraler und 
– im Fall von Wind und Solarenergie 
– fl uktuierender Stromerzeugung wird 
es systemtechnisch immer anspruchs-
voller, die Stabilität und Sicherheit des 
Stromnetzes zu garantieren. Verstärkt 
wird der Handlungsbedarf dadurch, 
dass das Branchenwachstum mit aus-
geprägten regionalen Konzentratio-
nen – zum Beispiel der Windenergie in 
Norddeutschland oder der Fotovoltaik 
in Süddeutschland – einhergeht. Damit 
erhöhen sich auch die Anforderungen 
an die alternativen Stromproduzen-
ten, selbst aktiv zu einer sicheren und 
am Bedarf orientierten Stromversor-
gung beizutragen. Dabei sind Ziel-
konfl ikte mit den Stromkonzernen zu 

erwarten: Auf der einen Seite steht 
das Interesse der großen Netzbetrei-
ber, die Auslastung des Stromnetzes 
zu optimieren und kostenträchti-
ge Regelungseingriffe oder Maßnah-
men zum Netzausbau nach Möglich-
keit zu vermeiden. Auf der anderen 
Seite steht das Interesse der alter-
nativen Stromproduzenten an einer 
optimalen Ausschöfung ihrer tech-
nischen Einspeisemöglichkeiten.  

Mit der Konzentration auf systemin-
tegrative Ansätze soll in der Untersu-
chung auch danach gefragt werden, 
inwieweit sich Lösungen abzeichnen, 
in deren Verlauf sich Strukturdifferen-

zen zwischen dem traditionellen und 
dem regenerativen Stromsektor ver-
ringern könnten. Systemintegration 
kann einerseits darauf hinauslau-
fen, als regenerativer Stromerzeuger 
stärker in die „zentrale“ Logik des 
existierenden Stromnetzes einbezo-
gen zu werden. Sie kann aber auch 
bedeuten, dass Netzbetrieb und 
konventioneller Kraftwerkspark durch 
einen entsprechenden Umbau stärker 
den Erfordernissen regenerativer und 
dezentraler Stromquellen angepasst 
werden. Untersucht wird, welche Rolle 
zentrale oder dezentrale Optionen in 
den Ansätzen und Konzepten zur Sys-
temintegration spielen. Dabei soll sich 
das Augenmerk auch darauf richten, 
inwieweit Ansätze zur Systeminte-
gration einerseits von politisch-regu-
lativen Rahmenbedingungen und von 
technologischen Pfadentwicklungen 

im Stromsektor bestimmt werden, in-
wieweit andererseits aber auch Spiel-
räume für strategisches Handeln exis-
tieren, die von den Akteuren der erneu-
erbaren Energienbranche sowie von 
der traditionellen Stromwirtschaft zur 
Durchsetzung eigener Optionen ge-
nutzt werden können. 

Die empirische Analyse wird sich im 
Rahmen qualitativer Fallstudien auf 
Innovationsansätze konzentrieren, die 
als unterschiedliche Antworten auf 
die skizzierten Herausforderungen 
gelten können. Dazu sollen folgen-
de Innovationsfelder in der Untersu-
chung berücksichtigt werden:

■ Integration regenerativer Strom-
erzeugung in das Netzsicherheits-
management.

■ Integration regenerativer Strom-
quellen in dezentral vernetzte („vir-
tuelle“) Kraftwerke.

■ Integration regenerativer Stromer-
zeugung in den Regelenergiemarkt. 

■ Integration regenerative Stromquel-
len in die verbrauchsnahe Stromer-
zeugung und das Netzmanagement 
von Stadtwerken.

■ Integration regenerativer Strom-
erzeugung in die technischen und 
ökonomischen Strukturen der tra-
ditionellen deutschen Stromwirt-
schaft.

Informationen zum Projekt:

Titel: 
Die Expansion erneuerbarer 
Energien als Motor system-
bezogener Innovationen im 
deutschen Elektrizitätssektor

Projektverantwortlich: 
Prof. Dr. Wolf Rosenbaum

Projektbearbeiter: 
Dr. Rüdiger Mautz

Gefördert durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG)

Laufzeit: 1. Januar 2008 
bis 31. Dezember 2009

AUS DEN PROJEKTEN
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Wissenstransfer in den Life Sciences

Ökonomisierung der Wissenschaft – Wissenschaftler als 
Unternehmer?

Von Constanze Kurz und Harald 
Wolf. Wenn heute von der Institu-
tion Universität die Rede ist, stehen 
häufi g die Veränderungen ihrer Bil-
dungs- und Ausbildungsfunktionen 
im Zuge des Bologna-Prozesses im 
Zentrum. Doch nicht nur diese, 

auch die akademischen Forschungs-
funktionen sind unter erheblichen 
Anpassungsdruck geraten. Staatliche 
Wissenschafts- und Forschungspo-
litik zielt seit längerem auf eine stär-
kere Kopplung von Universität und 
Wirtschaft. Angestrebt wird eine  ver-
wertungsorientierte Steuerung und 
Formierung des akademischen Wis-
sensangebotes. Es soll durch insti-
tutionellen Umbau und neue Anrei-
ze besser an die Wissensnachfrage 
aus der Wirtschaft angepasst werden, 
und ein passgenauerer Wissenstrans-
fer wird angestrebt. Dem neuen Leit-
bild der „unternehmerischen Hoch-
schule“, die das bewerkstelligen soll, 
steht das Leitbild eines „unterneh-
merischen Wissenschaftlers“ zur Seite,
der sein Handeln entsprechend aus-
richtet und die Nachfrage bedient.

Unternehmerische 
BiowissenschaftlerInnen?

Setzt sich ein solcher Wissensprodu-
zent neuen Typs mit „postakademi-
schen“, „unternehmerischen“ Orien-
tierungen tatsächlich durch? Wie eng 

ist die Kopplung zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft? Und wie sehen 
die Bedingungen und Möglichkeiten 
des Wissenstransfers im sich wandeln-
den institutionellen Kontext heute 
tatsächlich aus? Treten die inten-
dierten Effekte einer Steigerung und 

Ökonomisierung des Wissenstrans-
fers ein? Auf der empirischen Basis 
eines von 2005-2007 in Koopera-
tion mit WissenschaftlerInnen an der 
Universität Zürich durchgeführten 
SOFI-Projektes, in dem u.a. 22 Ex-
pertengespräche sowie 33 qualitative 
Interviews mit Biowissenschaftler-
Innen (9 Frauen/24 Männer) an vier 
Universitätsstandorten in Deutschland 
und an einem Universitätsstandort in 
der Schweiz geführt wurden, lassen 
sich vorläufi ge Antworten auf diese 
Fragen formulieren.

Die „Life Sciences“ sind durch die 
Revolutionierung das Verständnisses 
lebender Systeme – spektakulärstes 
Zeichen hierfür: die Sequenzierung 
des menschlichen Genoms im Jahr 
2001 – zur neuen Leitwissenschaft 
aufgestiegen. Auf Basis eines bestän-
digen Zuwachses staatlicher Förder-
mittel boomt dieses wissenschaftliche 
Feld wie kein anderes. In dieser Privi-
legierung spiegelt sich auch das Inter-
esse der Akteure wider, Innovationen 
zu forcieren. Das Wissensangebot der 

Molekularbiologie und Molekular-
genetik besitzt hohe wirtschaftliche 
Relevanz – etwa für neue Anwen-
dungen und Vermarktungschancen 
in Gestalt wirksamerer Medikamente 
oder Methoden der Wirkstoffsuche. 
Entsprechend groß ist die Nach-
frage, vor allem aus der Pharma- und 
Biotech-Industrie.

Die wissensbasierte industrielle Neu-
ausrichtung – zunächst durch Biotech-
nologie-Spin-offs, dann durch Integra-
tion der Bio- und Gentechnologie in 
das Wissensarsenal und Methodenset 
großer Pharmaunternehmen – wurde 
von Anfang an durch Wissenstrans-

Informationen zum Projekt:

Titel: 
Wissenstransfer von der 
Hochschule in die Wirtschaft: 
Institutionelle Anreizstrukturen 
und Arbeits- und Berufsorientie-
rungen von Biowissenschaftlern

Gefördert von der 
Volkswagenstiftung

Laufzeit: 9/2005-9/2007

Projektteam: Prof. Dr. Martin 
Baethge, Dr. Constanze Kurz, 
PD Dr. Harald Wolf (SOFI)
Prof. Dr. Uschi Backes-Gellner, 
Dr. Petra Moog (Universität Zürich)

Publikation: Briken, Kendra/Kurz, 
Constanze/Moog, Petra/Wolf, 
Harald (2007): Wissens- und In-
novationstransfer von der Hoch-
schule in die Wirtschaft: Institu-
tionelle Anreizstrukturen und 
Arbeits- und Berufsorientierungen 
von Biowissenschaftlern. In: Ulrich 
Wengenroth, Hagen Hof (Hrsg.): 
Innovationsforschung – Ansätze, 
Methoden, Grenzen und Pers-
pektiven. Münster: LIT-Verlag, 
S. 171-185.

Website des Projekts: 
http://www.sofi -goettingen.de
/index.php?id=51
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fer aus den Hochschulen gestützt: Sie 
lieferten die WissenschaftlerInnen, die 
in die wirtschaftlichen Anwendungs-
felder wanderten. In letzter Zeit liegt 
der Akzent hingegen vermehrt auch 
auf anderen Formen des Transfers wie 
Patentverwertung oder Forschungs-
kooperationen. Bei diesen Transferfor-
men verbleiben die Wissenschaftler-
Innen zwar im akademischen Kontext, 
werden aber als Zulieferer innovations-
relevanten Wissens zugleich direkt von 
der Wirtschaft nachgefragt. Und in die-
ser Konstellation stellen die Biowissen-
schaften auch aus der Perspektive der 
Hochschulen ein potenziell lukratives 
Verwertungsfeld dar. 

Wissenstransfer via 
„Patentverwertung“

Die Wirksamkeit neuer Governance-
Mechanismen, die der „Inwertset-
zung“ der Wissenschaft dienen sollen, 
bleibt allerdings bislang begrenzt, 
und es ergeben sich unbeabsichtigte  
Folgeprobleme. Das Beispiel der Pa-
tentoffensive illustriert dies: Mit dieser 
Offensive wollte die Bundesregierung 
die Patent- und Lizenzverwertung zu 
einem zentralen Transfer- und Ver-
wertungskanal machen. Orientiert an 
US-amerikanischen Vorbildern soll das 
„Unternehmen“ Hochschule nunmehr 
Transfer und Transferausbeute durch 
Patentierungen deutlich erhöhen. Ge-
währleisten sollen dies der Wegfall 
des sog. Hochschullehrerprivilegs seit 
2002 – d. h. der „unternehmerischen“ 
Möglichkeit der Erfi nder, über ihre 
Erfi ndungen zu verfügen – sowie die 
Übernahme der „Verwertungshoheit“ 
bei Innovationen im Rahmen univer-
sitärer Forschung durch die Univer-
sitäten.

Das Management der Patentverwer-
tung übernahmen neu geschaffene 
„Patentverwertungsagenturen“. Diese 
werden aber Ansprüchen an eine ef-
fektive und den Bedürfnissen der 
Hochschulen angepasste Unterstüt-
zungsstruktur bisher nur bedingt 
gerecht: Ihr Aufgabenspektrum – sie 
sind für alle Wissenschaftsdisziplinen 
zuständig – erscheint zu wenig fokus-
siert. Ihre Expertise für die realistische 
Einschätzung von Patentierungskos-
ten wie Marktpotenzial wissenschaftli-
cher Erfi ndungen für die gesamte 

Breite jeweils hochkomplexer Wissen-
schaftsfelder sind unzureichend, ihre 
Aktivitäten zu wenig eingebunden 
in die Organisations- und Entschei-
dungsstrukturen der Universitäten und 
ihre fi nanziellen Spielräume zu eng, 
um auf Basis von Patenten sprudeln-
de Einnahmequellen erschließen zu 
können. 

Aktuell ist offen, ob und wie sich 
die Patentverwertungsagenturen als
neue Transferakteure dauerhaft eta-
blieren werden. Möglich erscheint, 
dass größere Universitäten deren 
Funktionen an sich ziehen und damit 
diesen Verwertungskanal monopo-
lisieren könnten. Die fi nanziellen Er-
träge sind nach den ersten sieben 
Jahren der Neuordnung bescheiden. 
Diese Situation spiegelt sich auch in 
den nüchternen Einschätzungen und 
begrenzten Patentaktivitäten der be-
fragten BiowissenschaftlerInnen. Es 
verweist auch auf die beschränkten 
Möglichkeiten und besonderen Bedin-
gungen des Transfers in diesem Feld.

Bedingungen und Möglichkeiten 
des Transfers

Ausmaß und Qualität der Transferak-
tivitäten und der unternehmerischen 
Gelegenheiten sind für die Wissen-
schaftlerInnen höchst kontingent. Sie 
hängen ab von Glück und Zufall, von 
unvorsehbaren Fundsachen, die kaum 
– weder von innen noch von außen 
– gezielt stimuliert werden können. 
Auch die Unterscheidung zwischen 
Grundlagen- und Anwendungsfor-

schung trägt nicht weit: Molekular-
biologische Forschung impliziert in 
der Regel gleichzeitig sowohl Grund-
lagen- als auch Anwendungsbezüge. 
Oft ergibt sich aus der Grundlagen-
forschung die gänzlich unvorhergese-
hene Vermutung hoher unmittelbarer 
Anwendungsrelevanz. Für den indus-
triellen Anwendungskontext ist um-
gekehrt nie ganz eindeutig und erst 
nach langer Zeit endgültig sicher, ob 
diese Vermutung zutrifft. 

Nur allzu oft ist das nicht der Fall. Von 
100 Substanzen stürzen immer noch 
98 im Verlauf des Entwicklungspro-
zesses ab. Die Entwicklung eines neuen 
Medikaments fi ndet unter der Regie 
von Pharmakonzernen statt, dauert 
durchschnittlich 12 bis 15 Jahre und 
kostet im Schnitt 800 Mio. Euro. Von 
daher wundert es nicht, dass es bislang 
kaum eines der kapitalschwachen Bio-
tech-Unternehmen aus eigener Kraft 
geschafft hat, ein Medikament zu ent-
wickeln und auf den Markt zu bringen. 
Die entsprechende „Konsolidierung“ 
der Biotech-Branche (d. h. Insolvenzen, 
magere Renditen) hat auf Seiten der 
WissenschaftlerInnen zu Ernüchter-
ung, teilweise auch zur dezidierten 
Abwendung von Ausgründungsop-
tionen geführt. Ein Wechsel in die 
Wirtschaft erscheint heute durchweg 
als unattraktiv. 

Die Aspiranten: Transfer im Zeichen 
der Prekarität

Die sozialen Positionen und Rollen 
von WissenschaftlerInnen im biowis-
senschaftlichen Feld unterscheiden 

Fortsetzung von S. 11
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sich erheblich – und damit auch die 
spezifi schen Probleme, die zu bewälti-
gen sind, sowie die Chancen für Ko-
operation und Wissenstransfer. Die 
wichtigste Scheidelinie verläuft zwi-
schen arrivierten, verbeamteten Pro-
fessorInnen und JungforscherInnen, 
den „Aspiranten“. Max Weber sprach 
in „Wissenschaft als Beruf“ (1919) von 
der „proletaroiden“, prekären Lage der 
„Assistenten“ in modernen naturwis-
senschaftlichen Universitätsinstituten. 
Diese Charakterisierung trifft nach wie 
vor zu. Das breite Mittelfeld der As-
piranten („Postdocs“) eint auch heute 
noch eins: die Erfahrung und sichere 
Erwartung großer Unsicherheit der 
berufl ichen Perspektive. Nur befris-
tet angestellt, konzentrieren sie alle 
Energien auf das Erreichen der nächs-
ten „Entfristung“, um schließlich 
– die größte Hürde, die alle vor 
sich sehen – die angestrebte 
Dauerstellung als ProfessorIn zu 
erreichen.

Hauptwährung im Wettbewerb 
um diese Positionen sind Publika-
tionen, der Publikationsdruck ist 
enorm. Möglichst schnell müssen  
interessante Ergebnisse gefunden 
und als Papers in hochrangigen 
Journals platziert werden. Doch 
experimentelle biowissenschaftli-
che Forschung lässt sich nur in 
Kooperation und mit „Betriebs-
mitteln größeren Umfangs“ (Weber) 
organisieren – das will fi nanziert sein. 
Die Möglichkeit, interessante Befunde 
zu erarbeiten und zu veröffentlichen, 
hängt vom Einwerben entsprechender 
Drittmittel entscheidend ab. Vor dem 
Hintergrund  des Wettlaufs um Repu-
tation und Stellen ist jedenfalls die 
eindeutige „Binnenorientierung“ bei 
den Aspiranten nicht verwunderlich. 
Publikationen sind für sie mit Abstand 
das wichtigste Kommunikations- und 
Transfermedium für ihre Arbeit.

Industriekooperationen und Paten-
tierung sind dagegen die Transfer-
kanäle nach außen – ins Wirtschaftssys-
tem – die heutzutage gestärkt werden 
sollen. Für die Aspiranten ist der Erwerb 
von Patenten aber völlig nachrangig. 
Sie schließen Patentierung nicht prin-
zipiell aus, doch sobald sich ein Konfl ikt 
mit dem Publikationsgebot andeutet 

– er ergibt sich schon aus dem erheb-
lichen Zeit- und Arbeitsaufwand des 
Patentierungsprozesses –, sind die Pri-
oritäten klar. Industriekooperationen 
gehen die Aspiranten zwar durchaus 
ein. Diese Kooperationen haben aber 
eine dezidiert instrumentelle Funk-
tion: Sie helfen, „den [eigenen] Laden 
am Laufen zu halten“ (ein Befragter) 
und damit die wissenschaftlichen Kar-
riereziele zu erreichen.  

Die relativ engen strukturellen Gren-
zen einer externen Transferorien-
tierung und einer in diesem Sinne 
unternehmerischeren Ausrichtung für
die Gruppe der Aspiranten sind damit 
deutlich: Die Konzentration auf die 
akademische Karriere, d. h. der indi-
viduelle Reputationserwerb und die 

darauf abgestimmte Betriebsökono-
mie der eigenen Arbeitsgruppe, müs-
sen im Vordergrund stehen. Damit 
wird es sachlich wie zeitlich schwer, die 
Wissenserzeugung an äußere Verwen-
dungsperspektiven anzuschließen. Zu-
dem verfügt man auch sozial, als noch 
relativ „kleines Rädchen in dem gan-
zen Getriebe“ (ein Befragter), nur über 
geringe Möglichkeiten. Die „größeren 
Räder“ in dem Getriebe – das sind die 
Arrivierten...  

Die Arrivierten: Nutzung 
von Transferoptionen für 
wissenschaftliche Ziele

Nicht die Aussicht auf kommerziel-
len Erfolg, sondern die Befriedigung 
wissenschaftlicher Neugier und das 
Mitwirken am wissenschaftlichen Fort-
schritt stellen die Arrivierten als aus-
schlaggebendes Motiv wie Anreiz für 
ihre Forschungsaktivitäten in den Vor-

dergrund. Diese intrinsische Motiva-
tion und Besetzung traditioneller wis-
senschaftlicher Normen ist zugleich 
immer auch mit dem Interesse ver-
bunden, für Leistungen Anerkennung 
zu fi nden, um Position und Prestige im 
wissenschaftlichen Feld zu festigen. 

Hierfür bieten Transferaktivitäten – 
sei es Patentierung, sei es Auftrags-
forschung – keine angemessene 
Grundlage. Denn anders als im Wirt-
schaftssystem, wo Patente Innova-
tions- und Marktvorteile sichern, sind 
sie im Wissenschaftssystem in der 
Konkurrenz um Anerkennung und 
Akquisen ohne Wert. Und Auftragsfor-
schung hat aus Sicht der Arrivierten 
in erster Linie die Funktion, die For-
schungskasse aufzufüllen. In beiden 
Varianten stellt die Produktion trans-
ferierbaren Wissens für die Arrivierten 
kein originäres Handlungsziel dar. Sie 
ist vielmehr eine sich bietende Gele-
genheit, die als Nebenprodukt ihrer 
Forschung abfallen und künftige For-
schung alimentieren kann. 

Anders liegen die Dinge bei gemein-
sam mit der Industrie betriebenen 
Forschungsprojekten, die im biowis-
senschaftlichen Feld angesichts des 
dringenden Interesses der Pharma-
konzerne an Innovationspotenzialen 
an Bedeutung gewinnen dürften. 
Hier begeben sich Wissenschaftler-
Innen (partiell) in ein anderes, ökono-
misches Bezugssystem, in dem andere 
Erfolgsregeln (cash) und restriktivere 
zeitliche Rahmungen gelten. Zudem 
treten Interessen der Industrie an Ge-
heimhaltung und Sicherung intellek-
tueller Eigentumsrechte in den Vor-
dergrund, die der Befriedigung von 
– auch für einen Arrivierten weiterhin 
essentiellen – Publikationsinteressen 
womöglich entgegenstehen. Insofern 
wird der Arrivierte bei solchen Indus-
triekooperationen mit wachsenden 
Anforderungen an Managementkom-
petenz konfrontiert, insbesondere mit 
einer neuen Art von „Grenzmanage-
ment“.  

Dass Wissenschaft sich in Bezug auf 
die außerwissenschaftliche Relevanz 
ihrer Forschungsleistungen verstärkt 
legitimieren muss, ist bei den Arri-
vierten also durchaus angekommen. 
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Sie bleiben gleichwohl resistent ge-
genüber überzogenen Nützlichkeits-
erwartungen, und sie wissen auch 
um ihre eingeschränkten Möglich-
keiten. Ihre Forschungsaktivitäten 
taugen vielfach nicht für schnelle 
Kommerzialisierungserfolge, oder sie 
sind beim derzeitigen Stand wissen-
schaftlichen Wissens und wirtschaftli-
cher Nachfrage schlicht und ergreifend 
nicht kommerzialisierbar – auch wenn 
sie der Humus künftiger unvorherge-
sehener „Anwendungssprünge“ sind. 
Von daher gilt eine unmittelbar „markt-
wirtschaftliche“ Betrachtung von Wis-
senschaft vielen als – so ein Befragter 
– „der dümmste Fehler, den man nur 
machen kann“.

Das Regime akademischer 
Manager?

Konträr zum Leitbild „unternehme-
rischer Wissenschaftler“ hat der insti-
tutionelle Umbau – wie das Beispiel 

Patentverwertung zeigt – die Entste-
hung neuer bürokratischer Strukturen 
begünstigt und den Wissenschaftler 
vom unternehmerischen Risiko eher 
„befreit“. Die Signale sind insge-
samt noch zu widersprüchlich und zu 
schwach, um die Möglichkeitsstruk-
turen des Wissenstransfers so nach-
haltig zu verändern wie propagiert 
und geplant. 

Auf Basis der Befunde kann von 
einem umfassenden Bedeutungs-
verlust des klassischen Merton’schen 
akademischen Normenkanon – Uni-
versalismus, Kommunalismus (Pub-
likationspflicht), Uneigennützigkeit,
organisierter Skeptizismus – im bio-
wissenschaftlichen Feld nicht die 
Rede sein. Auch für ausgesprochen 
transferaktive WissenschaftlerInnen 
bleibt das Bezugssystem dezidiert die 
Wissenschaft und nicht die Wirtschaft. 
Die sich vermehrt bietenden wirt-

schaftlichen Chancen erscheinen 
ambivalent. Und wenn sie gesucht 
werden, dann um die eigenen wis-
senschaftlichen Möglichkeiten zu 
erweitern, nicht umgekehrt. 

Ob sich aus der komplexeren Form 
der Kopplung durch direkte For-
schungskooperationen mit Phar-
ma- und Biotech-Industrie nicht 
doch auf Dauer „postakademische“ 
Neujustierungen des Normenge-
füges ergeben, ist offen. Abzuzeich-
nen scheint sich aber, dass auch 
solche Kontexte nicht den „unter-
nehmerischen“ Wissensproduzenten 
neuen Typs hervorbringen werden, 
der riskante, ökonomisch relevante 
Innovationen in Eigeninitiative ver-
folgt. Zu erwarten ist vielmehr eine 
weitere Stärkung des akademischen 
Managers – gepaart mit der wach-
senden Bereitschaft, sich auf wirt-
schaftliche Vorgaben einzulassen.

Fortsetzung von S. 13

SOFI-Arbeitspapier 2008-3: Eine empirische Zwischenbilanz zum Bologna-Prozess

Studienstrukturreform an deutschen Hochschulen: Soziale 
Herkunft und Bildungsentscheidungen

Im Jahr 1999 wurde mit der „Bo-
logna-Erklärung“ das Ziel formu-
liert, bis zum Jahr 2010 einen
einheitlichen europäischen Hoch-
schulraum zu schaffen. Seither 
befi ndet sich die deutsche Hoch-
schullandschaft in einer tiefgrei-
fenden Umbruchsituation: Suk-
zessive wird eine gestufte, stär-
ker berufsorientierte und zeitlich 
eingegrenzte Studienstruktur mit 
den Abschlüssen „Bachelor“ und 
„Master“ eingeführt. 

In der Bundesrepublik Deutschland 
ist von politischer Seite mit der Um-
stellung auf die neue Studienstruktur 
auch die Erwartung verbunden, die 
im OECD-Vergleich geringe Studierbe-
reitschaft der SchulabgängerInnen mit 
Hochschulreife nachhaltig zu erhöhen 
und insbesondere Studienberechtigte 
aus niedrigen Sozialschichten zur Auf-
nahme eines Studiums zu motivieren. 

Bislang existieren keine empirischen 
Studien, die die Auswirkungen des 

Bologna-Prozesses auf soziale Un-
gleichheiten beim Übergang in die 
nachschulische Ausbildung theore-
tisch fundiert analysieren. Einen Bei-
trag zur Klärung leistet das neue SOFI-
Arbeitspapier „Studienstrukturreform 
an deutschen Hochschulen: Soziale 
Herkunft und Bildungsentscheidun-
gen“ von Claudia Kretschmann. Das 
Arbeitspapier ist eine gekürzte und 
überarbeitete Fassung der Magis-
terarbeit der Verfasserin. Die zen-
trale Frage des Arbeitspapiers lautet: 
Lassen sich im Untersuchungszeit-

raum 2002 bis 2005 die im Zu-
sammenhang mit den Bologna-
Zielen (politisch intendierten) 
Tendenzen identifizieren, wo-
nach sich mit der Studienreform 
an deutschen Hochschulen die 
Studierbereitschaft von Schul-
abgängerInnen insgesamt erhöht 
und sich außerdem soziale Dis-
paritäten beim Übergang in das 
Hochschulstudium verringern? 
Die empirischen Analysen basie-
ren auf eigenständigen Auswer-

tungen der HIS-Studienberechtigten-
befragungen 2002, 2004 und 2005. 
Ein zentrales Ergebnis dieser Analy-
sen: Bis 2005 hat die Studienreform 
weder die Studierbereitschaft der 
Studienberechtigten insgesamt er-
höht noch Studienberechtigte nied-
riger Sozialschichten in stärkerem 
Umfang für ein Studium motiviert.

Das Arbeitspapier steht auf der Internet-
seite des SOFI (www.sofi .uni-goettingen.
de) als PDF zum kostenlosen Download 
zur Verfügung.
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VERÖFFENTLICHUNGEN

Veröffentlichungen von SOFI-MitarbeiterInnen von Januar 
bis April 2008

Monographien

Baethge-Kinsky, Volker/Bartelheimer, 
Peter/Henke, Jutta/Wolf, Andreas/Land, 
Rainer/Willisch, Andreas/Kupka, Peter 
(2007): Neue soziale Dienstleistungen 
nach SGB II, IAB-Forschungsbericht 
15/2007, Nürnberg.

Mayer, Karl Ulrich/Solga, Heike (Hrsg.) 
(2008): Skill Formation – Interdiscip-
linary and Cross-National Perspectives, 
New York (Cambridge University Press).

Forschungsberichte

Kuhlmann, Martin (2008): Innovative 
Arbeitspolitik im Angestelltenbereich:
Der Fall Auto5000, Forschungsbericht. 
Göttingen.

Powell, Justin J. W./Solga, Heike (2008): 
Internationalization of Vocational 
and Higher Education Systems – A 
Comparative-Institutional Approach. 

WZB Discussion Paper SP I 2008-501 
(http://www.wzb.eu/bal/aam/pdf/
2008-501_powell-Solga.pdf ).

Aufsätze

Baethge-Kinsky, Volker/Bartelheimer, Pe-
ter/Wagner, Alexandra (2008): Zu kurz 
gesprungen?! – Qualifi zierung in der 
Arbeitsmarktpolitik. In: Forum Wissen-
schaft, 1/2008, S. 55-59.

Bartelheimer, Peter (2008): Wie man an 
seiner Eingliederung mitwirkt. Arbeits-
marktdienstleistungen nach SGB II 
zwischen institutionellem und persön-
lichem Auftrag. In: Zeitschrift für Sozial-
reform, 1/2008, 54. Jg., S. 11-36.

Behrens, Martin/Kädtler, Jürgen (2008): 
Betriebliche Restrukturierung und Par-
tizipation. Wie viel Teilhabe erlauben 
unterschiedliche Rationalisierungsan-
sätze? In: Industrielle Beziehungen, 15. 
Jg., H. 1, S. 77-100.

Briken, Kendra/Kurz, Constanze (2008): 
Under pressure? Die Zukunft der In-
dustriearbeiterInnen. In: Zwengel, R. 
(Hrsg.): Gesellschaftliche Perspektiven. 
Arbeit und Gerechtigkeit. Jahrbuch der 
Heinrich-Böll-Stiftung Hessen, Band VIII 
(2007), Essen, S. 179-198.

Kohlrausch Bettina/Leutze, Kathrin
(2007): The Impact of Marketization
of the Perception of Education as 
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„Capright“-Tagung: Internationaler Forschungsverbund im September in Göttingen

Resources, Rights and Capabilities: in Search of Social 
Foundations for Europe

Vom 24. bis 26. September richtet das 
SOFI eine Tagung des Forschungsver-
bunds „Capright“ aus. Der Verbund 
vereinigt Forscher unterschiedlicher 
sozialwissenschaftlicher Disziplinen 
aus acht europäischen und zwei 
außereuropäischen Ländern. 

Ausgehend von der Theorie der 
Verwirklichungschancen („Capabili-
ties“) des Ökonomienobelpreisträ-
gers Amartya Sen untersucht der 

Verbund Zusammenhänge zwischen 
Arbeitsmärkten, Beschäftigungsver-
hältnissen und Wohlfahrtsregimen. 
Zentrale Perspektive dabei ist: Über 
welche Freiheiten im Sinne realer
Entfaltungsmöglichkeiten und Hand-
lungsspielräume (können) Individuen 
in unterschiedlichen Erwerbsgesell-
schaften verfügen, und welche Be-
dingungen und Voraussetzungen sind 
dabei fördernd oder hemmend im 
Spiel? Wie können die Ziele ökono-

mischer Effi zienz und sozialer Gerech-
tigkeit in einer für die Einzelnen er-
fahrbaren Weise in Einklang gebracht 
werden?

Auf der Göttinger Tagung soll nach 
eineinhalb Jahren eine erste Zwi-
schenbilanz der Verbundarbeiten 
gezogen werden. 
Organisatoren der Tagung: PD Dr. Jür-
gen Kädtler, Dr. Peter Bartelheimer 
(SOFI)
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Fortsetzung: Veröffentlichungen des SOFI von Januar bis April 2008

Public or Private Good, in: Martens, K./
Rusconi, A./Leuze, K.(eds.): New Arenas 
of Educational Government, New York. 
(Palgrave Macmillan), S. 195-214.

Kohlrausch, Bettina/Mätzke, Margitta 
(2008): „Eigenverantwortung und Soli-
darität im sozialpolitischen Richtungs-
wechsel der Sozialdemokratie“. In: The-
orie und Praxis der Sozialen Arbeit, Jg. 
59, Heft 2, S. 84-92

Kurz, Constanze/Gerloff, Annika (2008): 
Neue Möglichkeiten? Arbeit, Karriere 
und Geschlecht im Projektbereich. In: 
Schwitzer, H./Wilke, C./Koppel, M. (Hrsg.): 
aktiv-kompetent-mittendrin. Frauen-
bilder in der Welt der Arbeit. Hamburg 
2008 (VSA-Verlag), S. 141-155.

Kurz, Constanze (2008): Der lange 
Marsch der Wissenschaft zur soziolo-
gischen Beratung. In: Blättel-Mink, B./
Briken, K./Drinkuth, A./Wassermann, 
P. (Hrsg.): Beratung als Refl exion. Pers-
pektiven einer kritischen Berufs-
praxis für Soziolog/inn/en. Berlin (edi-
tion sigma), S. 68-74. 

Mautz, Rüdiger (2007): The Expansion
of Renewable Energies in Germany
between Niche Dynamics and Sys-
tem Integration – Opportunities and

Restraints. In: Science, Technology & In-
novation Studies, Vol 3, No. 2, December 
2007, S. 113-131.

Pape, Simone/Rössel, Jörg/Solga, Heike 
(2008): Die visuelle Wahrnehmbarkeit 
sozialer Ungleichheit – Eine alternative 
Methode zur Untersuchung der Ent-
kopplungsthese. In: Zeitschrift für So-
ziologie 36 (1), S. 25-41.

Rusconi, Alessandra/Solga, Heike (2007): 
Determinants of and Obstacles to 
Dual Careers in Germany. In: Saraceno, 
V. (Hrsg.), Special issue on Dual Career 
Couples. Zeitschrift für Familienfor-
schung, 19 (3), S. 311-336.

Schumann, Michael (2008): Die Arbeit-
nehmerbank muss ihre Kernkompe-
tenzen ausspielen. In: Mitbestimmung, 
Nr. 1+2/2008, S. 38-41.

Solga, Heike/Wagner, Gert G. (2007): A 
Modern Statistical Infrastructure for 
Excellent Research and Policy Advice. 
Schmollers Jahrbuch (Zeitschrift für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften), 
127 (2), S. 315-320.

Sperling, Hans Joachim (2008): Vom 
Lohnrahmentarifvertrag II zu Auto 
5000. Stationen einer tarifpolitischen 
Rahmung innovativer Arbeitspolitik. In: 
Wagner, H. (Hrsg.): Arbeit und Leistung 
– gestern & heute. Ein gewerkschaftli-
ches Politikfeld. Hamburg (VSA-Verlag), 
S. 125-143.

Voskamp, Ulrich/Wittke, Volker (2008):
Hochlohnstandorte werden aufgege-
ben. In: Mitbestimmung, Nr. 3/2008, 
S. 40-44.

Wolf, Harald (2008): Knowledge Workers, 
Entrepreneurs, Prosumenten, Prekariat 
– Kultfi guren der schönen neuen Ar-
beitswelt. In: Zwengel, R. (Hrsg.): Ge-
sellschaftliche Perspektiven: Arbeit und 
Gerechtigkeit. Jahrbuch der Heinrich-
Böll-Stiftung Hessen, Band VIII (2007). 
Essen, S. 123-135.
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Personalia

Informationen zu allen Veröff entli-
chungen des SOFI seit 1990 sind im 
Internet zu fi nden unter: „www.sofi .
uni-goettingen.de“ – in der Rubrik 
Publikationen.

Claudia Kretschmann, M.A., 
wurde am 2.2.2008 auf Vor-
schlag der Forschungskommis-
sion der Sozialwissenschaftlichen 
Fakultät der Georg-August-Uni-
versität Göttingen der mit 300 
Euro dotierte Preis für den be-
sten Abschluss im Magisterstu-
diengang im Jahr 2007 verliehen.  
Der Titel der Examensarbeit lau-
tet ,Studienreform an deutschen 
Hochschulen: Soziale Herkunft 
und Bildungsentscheidungen’.

Dr. Holger Alda wechselte zum 
1. April 2008 in das Bundesinsti-
tut für Berufsbildung (BIBB) in 
Bonn, um dort ein Forschungs-
datenzentrum aufzubauen und 
zu leiten.

Forschungskolloquium
Sommersemester 2008

Freitag, 16.15 Uhr bis 18.30 Uhr, im 
Soziologischen Forschungsinstitut 
(SOFI), Friedländer Weg 31

Texte für die Kolloquien liegen etwa
eine Woche vor den jeweiligen
Sitzungen im Geschäftszimmer des 
Instituts für Soziologie und im SOFI 
als Kopiervorlage aus oder können 
per E-Mail bei istahn@gwdg.de 
bezogen werden.

Mittwoch, 30.04.2008 (14.15-16.30): 
Volker Baethge-Kinsky (SOFI): Qua-
lifi zierung in der Arbeitsmarktpolitik: 
Zum Instrument „Förderung berufl i- 
cher Weiterbildung“

Freitag, 09.05.2008: 
Klaus Peter Wittemann (SOFI): Ma-
terialien zum SOFI-Fallstudienansatz

Freitag, 23.05.2008: 
Claudia Diehl (Institut für Soziolo-
gie, Universität Göttingen): Jugend-
liche ausländischer Herkunft beim 
Übergang in die betriebliche Berufs-
ausbildung: Vom Wollen, Können und 
Dürfen

Freitag, 06.06.2008: 
Elke Schüßler (FU Berlin): Strate-
gische Prozesse und Persistenzen: 
Pfadabhängige Organisation der 
Wertschöpfung in der deutschen 
Bekleidungsindustrie?

Freitag, 20.06.2008: 
Jürgen Kädtler, Peter Kalkowski, 
Martin Kuhlmann, Hans-Joachim 
Sperling (SOFI): Entgeltstruktur-
reformen als Nagelprobe für die 
Flächentarifpolitik

Freitag, 04.07.2008: 
Peter Bartelheimer, Jürgen Kädtler 
(SOFI): Amartya Sens wohlfahrtstheo-
retischer Ansatz: Verwirklichungschan-
cen als Konzept zur Beurteilung von 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik?

Freitag, 18.07.2008: 
Christoph Köhler, Olaf Struck (Uni-
versität Jena/Institut für Soziologie, 
Universität Göttingen): Betriebliche 
Beschäftigungssysteme und Arbeits-
marktsegmentation


